
rechts soll zugleich gesichert werden, daß die Verant­
wortung der Räte nicht eingeschränkt wird.
Ohne Zweifel gehört die doppelte Unterstellung zu 
jenen Fragen, die weiter theoretisch durchdacht werden 
müssen und deren Wirksamkeit in der praktischen Ar­
beit weiter erprobt werden muß, wozu auch die Diskus­
sion des Gesetzentwurfs selbst einen Beitrag leistet.

örtliche Staatsorgane und Hauptaufgabe

Wie bereits mit dem Gesetz über den Ministerrat wird 
auch mit dem vorliegenden Gesetzentwurf über die ört­
lichen Volksvertretungen und ihre Organe die Verwirk­
lichung der vom VIII. Parteitag der SED beschlossenen 
Hauptaufgabe in das Zentrum der staatlichen Tätigkeit 
gerückt, weil sich darin — wie der Erste Sekretär des 
Zentralkomitees der SED, Genosse Erich H o n e c k e r ,  
auf der 8. Tagung des Zentralkomitees ausführte — das 
„zusammengefaßte strategische gesellschaftspolitische 
Konzept“ des VIII. Parteitages der SED widerspiegelt: 
„Mit der Hauptaufgabe ist der Rang bestimmt, der den 
Bedürfnissen der Menschen, ihrer sorgfältigen Beach­
tung und immer besseren Befriedigung beim Aufbau 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft zukommt — 
bei der Leitung und Planung, in unserer ganzen 
Praxis.“/5/
Der vorliegende Gesetzentwurf verpflichtet die örtlichen 
Volksvertretungen und ihre Organe, die staatliche, öko­
nomische, kulturelle und soziale Entwicklung in ihrem 
Territorium mit dem Ziel zu leiten und zu planen, 
„einen maximalen Beitrag zur weiteren Erhöhung des 
materiellen und kulturellen Lebensniveaus des Volkes 
auf der Grundlage eines hohen Entwicklungstempos der 
sozialistischen Produktion, der Erhöhung der Effekti­
vität, des wissenschaftlich-technischen Fortschritts und 
des Wachstums der Arbeitsproduktivität zu leisten“ 
(§ 2 Abs: 1 des Entwurfs). Die Verwirklichung der 
Hauptaufgabe, die alle Seiten unseres Lebens berührt — 
das ist der entscheidende Punkt, auf den alle Anstren­
gungen der örtlichen Staatsorgane zu konzentrieren 
sind. Hierzu sind Tatkraft und Schöpfertum der Werk­
tätigen weiterhin zu mobilisieren.
Dabei ist’ zu berücksichtigen, daß die örtlichen Staats­
organe eine große Verantwortung für die effektive Nut­
zung unserer volkswirtschaftlichen Potenzen tragen, 

' denn sie verfügen über beträchtliche Kapazitäten und 
über bedeutende Mittel für die Lösung der vielfältigen 
Aufgaben im Territorium. So werden beispielsweise alle 
für die Werterhaltung der Wohnungsbausubstanz zur 
Verfügung stehenden Mittel durch die örtlichen Staats­
organe realisiert. Den örtlichen Staatsorganen stehen 
75 % der Mittel für das Bildungswesen, 60 % der Mittel 
für das Gesundheits- und Sozialwesen sowie zwei Drit­
tel aller vom Staat bereitgestellten Mittel für Freizeit 
und Erholung zur Verfügung.

N Der Gesetzentwurf bestimmt im einzelnen Verantwor­
tung und Aufgaben der örtlichen Staatsorgane zur Ver­
wirklichung der Hauptaufgabe. Sie betreffen die stabile 
Versorgung der Bevölkerung mit Konsumgütern sowie 
Reparatur- und Dienstleistungen, den Neu- und Aus­
bau von Wohnungen, die Werterhaltung und Moderni­
sierung des Wohnraumes und eine den sozialistischen 
Grundsätzen entsprechende Verteilung. Die Aufgaben- 

■ Stellung umfaßt gleichermaßen die Entwicklung des 
Bildungs- und Kulturniveaus der Werktätigen, den 
Gesundheits- und Arbeitsschutz sowie die Aufgaben auf 
dem Gebiet der Landeskultur und des Umwelt­
schutzes.
Aus dem Gesetzentwurf ist klar ersichtlich, welchen An­
teil die örtlichen Staatsorgane bei der Erfüllung der

5/ Das Volk der DDR kann mit Zuversicht die Schwelle zum 
Jahr 1973 überschreiten, Berlin 1972, S. 13 u. 15.

Hauptaufgabe zu leisten haben und wie sie mit den 
ihnen unterstehenden Kapazitäten des Bauwesens, der 
bezirksgeleiteten Industrie, der anderen örtlich geleite­
ten Industrie und der Versorgungswirtschaft, des örtlich 
geleiteten Verkehrswesens und nicht zuletzt der Land- 
und Nahrungsgüterwirtschaft zur ständigen Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen beitragen 
müssen. Vor den örtlichen Staatsorganen steht folglich 
die Aufgabe, alle Möglichkeiten für die Verbesserung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen der Bürger in 
ihrem Territorium zu nutzen.

Die Beziehungen zwischen den örtlichen Staatsorganen 
und den Betrieben, Kombinaten und Einrichtungen
Ausgehend von der Verantwortung für die Lösung der 
Hauptaufgabe, ist es ein weiteres Hauptanliegen des 
Gesetzentwurfs, eine harmonische Entwicklung der 
Zweige und der Territorien zu sichern und dabei die 
unserer sozialistischen Ordnung innewohnenden großen 
Vorzüge immer besser zu nutzen.
Unter strikter Beachtung des Prinzips der Zweigleitung 
legt der Gesetzesentwurf die Verantwortung der ört­
lichen Volksvertretungen als der gewählten staatlichen 
Machtorgane gegenüber den im Territorium befind­
lichen Betrieben und Kombinaten und' Einrichtungen 
fest, und zwar auch gegenüber denjenigen, die ihnen 
nicht leitungsmäßig unterstellt sind. Diese Verantwor­
tung umfaßt solche’ Fragen, die für die gesamtstaatliche 
Politik entscheidend sind, wie z. B. die richtige Stand­
ortverteilung, die Entwicklung der Infrastruktur, den 
rationellen Einsatz des gesellschaftlichen Arbeitsvermö­
gens und der Baukapazitäten. Auf diesen Gebieten wer­
den den örtlichen Staatsorganen differenziert nach den 
Leitungsebenen im stärkeren Maße als bisher be­
stimmte Befugnisse übertragen.
Damit wird sichtbar, daß der weitere Ausbau der 
Zweigleitung gleichermaßen höhere Anforderungen an 
das Zusammenwirken der örtlichen Staatsorgane mit 
den nicht unterstellten Betrieben, Kombinaten und Ein­
richtungen stellt und vor allem ein höheres Niveau der 
territorialen Planung und Koordinierung erfordert. Bei 
der Wahrnehmung ihrer Verantwortung haben sich die 
örtlichen Staatsorgane als Glieder der einheitlichen 
sozialistischen Staatsmacht stets von den gesamtgesell­
schaftlichen Interessen leiten zu lassen, um insgesamt 
die volkswirtschaftliche Effektivität zu erhöhen. Mit 
allen Entscheidungen, sei es zum Einsatz der Arbeits­
kräfte, zur Standortverteilung oder zur Baubilanzie­
rung, müssen die örtlichen Volksvertretungen und ihre 
Organe einen Beitrag zur Intensivierung der gesell­
schaftlichen Produktion in ihrem Territorium leisten. 
Besonders zu beachten sind die Aufgaben der örtlichen 
Staatsorgane zur Koordinierung der Maßnahmen hin­
sichtlich der Verbesserung der Arbeits- und Lebens­
bedingungen im Territorium. Die den örtlichen Staats­
organen übertragenen Rechte sollen dazu dienen, die 
vorhandenen materiellen und finanziellen Mittel und 
Kapazitäten am effektivsten einzusetzen und betriebs­
egoistische Verhaltensweisen und unrationelles Neben­
einander der Betriebe weitgehend auszuschalten, ohne 
dabei die Verantwortung der Betriebe für die Durch­
führung der ihnen obliegenden Aufgaben in irgendeiner 
Weise zu beeinträchtigen.
Mit dem Gesetz sollen die örtlichen Volksvertretungen 
und ihre Räte berechtigt werden, den Betrieben, Kom­
binaten, Genossenschaften und Einrichtungen verbind­
liche Auflagen zur planmäßigen effektiven Nutzung 
solcher. Mittel und Kapazitäten zu erteilen, die diesen 
zur Versorgung und Betreuung der Werktätigen und 
zur Entwicklung des geistig-kulturellen Lebens zur Ver­
fügung stehen. Auflagen sind insbesondere auf die Ver­
besserung der Arbeiterversorgung und der Wohnbedin-
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